
Beschluss 
des Innovationsausschusses beim Gemeinsamen 
Bundesausschuss gemäß § 92b Absatz 3 SGB V zum 
abgeschlossenen Projekt OptDatPMH (01VSF19015) 

Vom 20. September 2024 

Der Innovationsausschuss beim Gemeinsamen Bundesausschuss hat im schriftlichen 
Verfahren am 20. September 2024 zum Projekt OptDatPMH - Optimierte Datenbasis für Public 
Mental Health: Daten-Linkage-Studie zur Aufklärung von Diskrepanzen zwischen Befragungs- 
und Routinedaten (01VSF19015) folgenden Beschluss gefasst:  

I. Die im Projekt erzielten Ergebnisse werden an die Arbeitsgemeinschaft der
Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e. V. (AWMF) zur Information
weitergeleitet. Die AWMF wird um eine Weiterleitung der Erkenntnisse des Projekts an
ihre Mitglieder gebeten.

Begründung 

Das Projekt hat erfolgreich ein Datenlinkage durchgeführt, um mögliche Diskrepanzen in 
Diagnosehäufigkeiten, insbesondere im Bereich der psychischen Gesundheit, zwischen 
schriftlichen Befragungs- und Routinedaten von Versicherten der BARMER zu 
quantifizieren. Dabei wurde ein Zusammenhang zu möglichen Ursachen hergestellt. 
Darüber hinaus wurden Einflussfaktoren auf die Teilnahmebereitschaft an der Befragung 
identifiziert sowie Non-Response-Effekte auf die Prävalenzschätzung der einzelnen 
Erkrankungen quantifiziert.  

Bei den meisten der elf erhobenen Erkrankungen waren Diagnosen in den Routinedaten 
häufiger dokumentiert als sie in der Befragung berichtet wurden, mit Ausnahme der 
Herzinsuffizienz und posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS). Die Übereinstimmung 
der Diagnoseangaben zwischen Befragung und Routinedaten war bei Diabetes und 
Hypertonie gut bis sehr gut, moderat bei Adipositas, Herzinsuffizienz, Angststörung, 
Depression und koronarer Herzkrankheit und am geringsten für PTBS, alkoholbezogene 
und somatoforme Störungen, sowie für die Angabe irgendeiner psychischen Störung. 
Dabei sank mit zunehmendem Alter die Übereinstimmung, sie variierte jedoch kaum nach 
Geschlecht. Bezüglich der Teilnahmebereitschaft zeigte sich, dass ältere Personen, Frauen, 
Personen mit einer dokumentierten Erwerbstätigkeit und Personen mit gesundheitlichen 
Einschränkungen, eine statistisch signifikant höhere Teilnahme aufwiesen. Ebenso nahm 
die Teilnahmebereitschaft mit der Anzahl der ambulanten Abrechnungstage und 
Hinweisen auf fachärztliche Behandlungen statistisch signifikant zu.  Zudem gab es 
Hinweise, dass Personen mit einem höheren Schulabschluss bzw. Berufsabschluss eine 
höhere Teilnahmerate aufweisen. Dagegen erwiesen sich die Versorgung in einer 
Pflegeeinrichtung, das Vorliegen eines Pflegegrades oder eine Demenzdiagnose als 
Lebensumstände, die die Teilnahmewahrscheinlichkeit statistisch signifikant reduzieren. 
Erkrankungsabhängige Einflüsse auf die Response erwiesen sich insgesamt als weniger 
relevant als angenommen.  
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Das methodische Vorgehen zur Beantwortung der einzelnen Fragestellungen war 
angemessen. Limitierend war der punktuelle Einsatz von selbst entwickelten und nicht 
validierten (Einzel-)Items bzw. Skalen, welche die Aussagekraft der Ergebnisse 
einschränken. Weitere Limitationen, u. a. zu dem Recall-Bias selbstberichteter Daten, dem 
Under-Reporting bei sensiblen (psychischen) Diagnosen oder Unsicherheiten hinsichtlich 
der Kodierqualität in den Routinedaten, wurden von dem Projekt ausreichend diskutiert.  

Das Projekt hat einen Beitrag zur Verbesserung der Datengrundlage zur 
Diagnosehäufigkeit psychischer und somatischer Erkrankungen geleistet. Dabei wurden 
Erkenntnisse bezüglich des Zusammenhanges von selbstberichteten und ärztlich kodierten 
Diagnosen sowie der Non Response bei bevölkerungsbezogenen Befragungsstudien 
aufgezeigt. Diese Ergebnisse und das methodische Vorgehen können für die weitere 
Forschung, beispielsweise in der Form von Befragungs- oder Datenlinkage-Studien, 
nützlich sein und werden vor diesem Hintergrund an die o. g. Adressatin weitergeleitet. 

  

II. Dieser Beschluss sowie der Ergebnisbericht des Projekts OptDatPMH werden auf der 
Internetseite des Innovationsausschusses beim Gemeinsamen Bundesausschuss unter 
www.innovationsfonds.g-ba.de veröffentlicht. 

III. Der Innovationsausschuss beauftragt seine Geschäftsstelle mit der Weiterleitung der 
gewonnenen Erkenntnisse des Projekts OptDatPMH an die unter I. genannten 
Institutionen. 

 

Berlin, den 20. September 2024 

Innovationsausschuss beim Gemeinsamen Bundesausschuss 
gemäß § 92b SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken

 

http://www.innovationsfonds.g-ba.de/
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